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Ihr Zeichen: -               Schreiben vom 08.06.2026 (H. Apolinarski) 
 

Stellungnahme zum Bebauungsplan „Hofgut Güldengossa" der Gemeinde Großpösna (Entwurf Stand: 
16.03.2026) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e. V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben wie folgt Stellung. Versehentlich war der BUND Sachsen ursprünglich nicht beteiligt wor-
den, durch o.g. Schreiben wurden wir zur nachträglichen Teilnahme bis 09.07.2026 aufgefordert.  

Nach den Planunterlagen soll auf einem ca. 1,41 ha großen Plangebiet im Ortsteil Güldengossa der 
Gemeinde Großpösna eine brachliegende, bereits baulich stark vorgeprägte Fläche als Allgemeines 
Wohngebiet mit etwa 30 bis 35 Wohneinheiten neu genutzt werden. Das Verfahren wird als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB (Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017, zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025) durchgeführt 
(Begründung, S. 6 f., 10 f., 16). 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass mit der Planung grundsätzlich dem Leitbild der Innenentwicklung 
nach § 1 Abs. 5 und § 1a BauGB Rechnung getragen wird. Die Nachnutzung einer weitgehend versiegel-
ten Brachfläche ist einem Eingriff in den Außenbereich klar vorzuziehen. Positiv hervorzuheben sind 
ferner bereits enthaltene naturschutz- und klimabezogene Festsetzungen, insbesondere zu Baumpflan-
zungen, zur naturnahen Entwicklung der öffentlichen Grünfläche, zum Einsatz wasserdurchlässiger 
Beläge, zum Verbot flächiger Schotterflächen sowie zu einer energiesparenden und insektenverträgli-
chen Außenbeleuchtung (Textliche Festsetzungen Nr. 9.2, 11.3, 12, 16.1, 16.4). 

Aus Sicht des BUND kann der Planung zugestimmt werden, wenn die im Folgenden dargelegten arten-
schutzrechtlichen Anforderungen belastbar gesichert, die Niederschlagsbewirtschaftung wider-
spruchsfrei konkretisiert und punktuelle weitere Nachbesserungen vorgenommen werden. 

1. Verfahrensrahmen 

Die Gemeinde führt das Verfahren nach § 13a BauGB durch. Die Voraussetzungen – Wiedernutzbarma-
chung einer bebauten, im Innenbereich gelegenen Fläche unterhalb der Grundflächenschwelle von 
20.000 m² – liegen nach den Planunterlagen vor (Begründung, S. 10 f.) 
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Zu beachten ist, dass sich der Bebauungsplan hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung nicht aus dem 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan entwickelt, der für das Gebiet ein dörfliches Mischgebiet dar-
stellt. Die beabsichtigte Berichtigung nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist im Grundsatz möglich, sollte 
jedoch im weiteren Verfahren sauber dokumentiert und nachvollziehbar begründet werden (Begrün-
dung, S. 15). 

Das beschleunigte Verfahren entbindet die Gemeinde nicht davon, die naturschutzfachlichen Belange – 
insbesondere den besonderen Artenschutz nach § 44 BNatSchG (BNatSchG i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 2009, zuletzt geändert durch Art. 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024) – vollständig 
und vollzugsfähig aufzuarbeiten. Gerade weil Umweltprüfung und Umweltbericht entfallen, kommt der 
Qualität der verbleibenden Fachunterlagen besondere Bedeutung zu. 

2. Artenschutz 

2.1 Befundlage 

Das artenschutzfachliche Gutachten der NFG Ökologische Station Borna-Birkenhain e. V. vom Dezember 
2025 (nachfolgend: Artenschutzgutachten) belegt für das Untersuchungsgebiet und sein Umfeld fol-
gende relevante Befunde (Artenschutzgutachten, S. 5, 10 ff., 23 ff.): 

 Rauchschwalbe (Hirundo rustica, Rote Liste Sachsen Kategorie 2): In der südlichen Lagerhalle 
wurde ein aktuell genutztes Rauchschwalbennest nachgewiesen (Artenschutzgutachten, Foto 
10). Darüber hinaus sind ältere Rauchschwalbennester in der Halle dokumentiert (Foto 6). Die 
Rauchschwalbe ist eine europäische Vogelart nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie (RL 
2009/147/EG). Ihr Brutplatz unterliegt dem Beschädigungs- und Zerstörungsverbot nach § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. 

 Fledermäuse: In den Gebäuden wurde eindeutig Fledermauskot nachgewiesen (Artenschutzgut-
achten, Foto 5). Die Batcorder-Erfassung dokumentiert Aktivitäten mehrerer Fledermausarten. 
Zugleich weisen die Hallen Spalten- und Strukturpotenziale für Quartiernutzungen auf. Die nach-
gewiesenen Arten unterliegen als Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG) dem 
strengen Schutz nach § 44 Abs. 1 BNatSchG. Es handelt sich damit nicht um eine bloße Potenzi-
alabschätzung, sondern um konkrete Quartiernachweise. 

 Weitere Brutvögel: Das Gutachten dokumentiert mehrere gebäude- und gehölzbrütende Vogelar-
ten im Nahbereich. Ein alter Einstandsplatz einer Schleiereule mit Kot und zerfallenen Gewöllen 
wurde ebenfalls dokumentiert (Artenschutzgutachten, Foto 8). 

2.2 Defizite der derzeitigen Festsetzungen 

Der Planentwurf sieht nach Nr. 11.1 der textlichen Festsetzungen vor, dass „vor dem Abbruch bestehen-
der Gebäude" im Rahmen einer artenschutzfachlichen Kontrolle geprüft wird, ob Quartiere oder Brutstät-
ten vorliegen. Nach Nr. 11.2 sind bei Wegfall potenzieller Quartierstrukturen Ersatzquartiere anzubrin-
gen (Textliche Festsetzungen Nr. 11.1, 11.2). 

Diese Regelungen sind inhaltlich und zeitlich nicht ausreichend, um die Einhaltung des § 44 Abs. 1 
BNatSchG vollzugsfähig zu sichern. Soweit Fortpflanzungs- oder Ruhestätten betroffener Arten wegfal-
len, müssen vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) bereits zum Eingriffszeitpunkt 
vollständig wirksam sein und dauerhaft gesichert bleiben. Eine rückwirkende oder erst nach dem Abriss 
einsetzende Bereitstellung von Ersatzquartieren genügt nicht (§ 44 Abs. 5 BNatSchG; BfN/Runge et al. 
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2010, Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit von Maßnahmen des Artenschutzes bei Infrastruktur-
vorhaben). Ein bloßer Kontrollvorbehalt unmittelbar vor dem Abriss verschiebt die Konfliktlösung zu weit 
in die Vollzugsebene. 

Darüber hinaus fehlen Vorgaben zu Bauzeitenregelungen. Abrissarbeiten an Gebäuden mit nachgewie-
senen Rauchschwalbennestern und Fledermausquartieren dürfen regelmäßig nur außerhalb der Brut- 
und Aufzuchtzeit (Rauchschwalbe: ca. März bis August) sowie außerhalb der Wochenstubenzeit der 
Fledermäuse (ca. Mai bis August) durchgeführt werden, soweit keine gleichwertigen Vermeidungsmaß-
nahmen vorgesehen werden. 

Schließlich ist keine ökologische Baubegleitung festgesetzt, obwohl bei nachgewiesener Nutzung der 
Gebäude durch artenschutzrechtlich relevante Arten eine fachkundige Begleitung des Abbruchgesche-
hens für die verlässliche Umsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen unerlässlich ist. 

2.3 Forderungen 

Der BUND Sachsen fordert daher: 

1. Die Festsetzungen zum Artenschutz sind so zu überarbeiten, dass notwendige CEF-Maßnahmen 
und Ersatzquartiere auf Grundlage des Artenschutzgutachtens in Art, Anzahl, räumlicher Lage und 
Qualität konkret bestimmt und rechtlich gesichert werden. Sie müssen vor Beginn der Abbruch-
arbeiten hergestellt und nachweisbar wirksam sein. 

2. Für die Rauchschwalbe sind artspezifische Maßnahmen (z. B. Anbringen geeigneter Kunstnester 
im räumlich-funktionalen Zusammenhang) verbindlich festzusetzen. Abrissarbeiten in den Hal-
lenbereichen mit nachgewiesenen Nestern sind auf außerhalb der Brutzeit (Oktober bis Februar) 
zu beschränken, solange keine gleichwertigen Vermeidungsmaßnahmen vorhanden sind. 

3. Für die nachgewiesenen Fledermausquartiere sind Bauzeitenregelungen und die Bereitstellung 
geeigneter Ersatzquartiere vor Abbruchbeginn verbindlich festzusetzen. Wartung, Kontrolle und 
dauerhafte Funktionsfähigkeit der Ersatzquartiere sind zu sichern. 

4. Es ist eine ökologische Baubegleitung durch eine fachkundige Person als Pflicht festzusetzen. 
Die Zuständigkeit, die Dokumentationspflicht und das Verfahren bei etwaigen Neufunden wäh-
rend des Abbruchs sind zu regeln. 

5. Die Beleuchtungsfestsetzung Nr. 11.3 ist dahingehend zu ergänzen, dass Gehölzränder, Grünflä-
chen sowie Ersatzquartiere nicht angestrahlt werden dürfen. 

3. Grünordnung und Freiraumqualität 

Die grünordnerischen Festsetzungen sind grundsätzlich sinnvoll. Positiv sind die Baumpflanzgebote auf 
Baugrundstücken, die naturnahe Entwicklung der öffentlichen Grünfläche (G), die Pflicht zur Begrünung 
von Stellplatzanlagen sowie das Verbot flächiger Steinschüttflächen (Textliche Festsetzungen Nr. 12, 
16.4). Dies entspricht dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 2 
BauGB und der Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB. 

Der BUND regt an zu prüfen, ob für geeignete Gebäudeteile zusätzliche Begrünungselemente (Dach- und 
Fassadenbegrünung) festgesetzt werden können, um die in der Begründung selbst genannten Klimaan-
passungsziele konsequenter umzusetzen (Begründung, S. 22 f.). Besonders geeignet erscheinen hierfür 
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untergeordnete Baukörper wie Garagen und Carports, deren Flachdächer mit extensiven Dachbegrünun-
gen versehen werden können, sowie einfach zu realisierende Rankhilfen (z.ௗB. gespannte Metallseile) an 
geeigneten Fassadenabschnitten. Solche Maßnahmen erhöhen die Verschattung und Verdunstung, ver-
bessern das Mikroklima in den Innenhöfen und tragen zur Minderung sommerlicher Wärmebelastungen 
bei, ohne einen unzumutbaren Mehraufwand für die Eigentümer zu verursachen. 

4. Wasser, Drainage und Klimaanpassung 

Der Entwurf verfolgt mit den Festsetzungen zur vollständigen Versickerung oder Brauchwassernutzung 
des Niederschlagswassers auf den Grundstücken und zur wasserdurchlässigen Ausführung öffentli-
cher Verkehrsflächen einen begrüßenswerten Ansatz (Textliche Festsetzungen Nr. 9.1, 9.2). 

Die Regelung zur Entwässerung der öffentlichen Verkehrsflächen bedarf jedoch einer Konkretisierung: 
Festsetzung Nr. 9.2 benennt einerseits eine wasserdurchlässige Bauweise, andererseits ein Entwässe-
rungssystem, in dem das anfallende Regenwasser gesammelt und vollständig versickert wird. Es bleibt 
offen, ob die Versickerung dezentral-unmittelbar über die Befestigung oder über ein nachgeschaltetes 
Sammelsystem erfolgt. Angesichts der im Geotechnischen Bericht (Ingenieurbüro Schultheiss UG, 
26.03.2025) dokumentierten saisonal auftretenden Schichtwassersituation ab ca. 3,5 m Tiefe und der als 
verbindlich vorgesehenen Ring- und Flächendrainage sollte die technische Konzeption in Festsetzungen 
und Begründung eindeutig und aufeinander abgestimmt dargestellt werden (Begründung, S. 18 f.). 

Der BUND regt an: 

 die Festsetzungen zur Niederschlagsbewirtschaftung (Nr. 9.1 und 9.2) widerspruchsfrei neu zu 
fassen und die Wechselwirkung zwischen dezentraler Versickerung, Sammelsystem und 
Drainage klar zu regeln, 

 zu prüfen, ob weitergehende klimaangepasste Elemente – insbesondere zusätzliche Verschat-
tung, dezentrale Regenwasserretention oder Zisternen – planungsrechtlich gesichert werden kön-
nen. 

 

5. Einfriedung/ Kleintierdurchlässigkeit 

Die Festsetzungen zu Einfriedungen sollten aus naturschutzfachlicher Sicht um eine Regelung zur Klein-
tierdurchlässigkeit ergänzt werden. Der Planentwurf enthält bereits Vorgaben zu Höhe, Material und 
Begrünung von Einfriedungen; danach sind Mauern unzulässig, Stabgitter- und Maschendrahtzäune nur 
in Verbindung mit Bepflanzung zulässig. Diese Vorgaben können sachgerecht um eine Anforderung 
ergänzt werden, wonach Einfriedungen im unteren Bereich einen Durchlass für Kleintiere aufweisen 
müssen. 

Das Plangebiet ist von Grünstrukturen und Waldflächen eingefasst; zudem sieht der Entwurf selbst 
naturnahe Gehölz- und Wiesenflächen, Baumpflanzungen und weitere grünordnerische Maßnahmen 
vor. Vor diesem Hintergrund sollten Barrierewirkungen durch geschlossene oder bodendicht 
ausgeführte Einfriedungen vermieden werden, damit die Durchlässigkeit für Kleinsäuger und andere 
bodengebundene Kleintiere innerhalb des Siedlungsbereichs erhalten bleibt. 

Es wird daher angeregt, die textlichen Festsetzungen zu Einfriedungen wie folgt zu ergänzen: 

 „Einfriedungen sind so auszuführen, dass im unteren Bereich dauerhaft ein Bodenabstand von 
mindestens 10 cm oder eine gleichwertige Öffnung für Kleintiere vorhanden ist. Vollflächig dicht 
schließende Einfriedungen sowie Sockel, Schürzen oder sonstige Ausbildungen, die die Durch-
lässigkeit für Kleintiere verhindern, sind unzulässig.“ 
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Mit einer solchen Ergänzung würde die bereits vorgesehene grünordnerische und naturnahe Ausrich-
tung des Plangebiets sinnvoll fortgeführt. 

Schlussbemerkung 

Insgesamt ist die Planung aus Sicht des BUND Sachsen grundsätzlich nicht zu beanstanden. Die Nach-
nutzung einer vorbelasteten Brachfläche im Innenbereich ist städtebaulich nachvollziehbar und natur-
schutzfachlich mitragbar. Voraussetzung für die Zustimmungsfähigkeit ist jedoch, dass der 
Artenschutz – insbesondere für die Rauchschwalbe und die nachgewiesenen Fledermäuse – mit 
verbindlichen, zeitlich gesicherten und fachlich belastbaren Maßnahmen unterlegt wird. Die unter Ziffer 
2 genannten Punkte sind aus Sicht des BUND unverzichtbar. 

Wir bitten um Berücksichtigung der vorgenannten Hinweise im weiteren Verfahren und weitere Beteili-
gung am Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


